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IV-Rentner betritt mit geladener Pistole eine Praxis
Weil der Mann von seinem Therapeuten kein Arbeitsfähigkeitszeugnis erhält, greift er zu rabiaten Mitteln – Richter ordnet ambulante Massnahme an

TOM FELBER

Am 10. Oktober 2023 betrat ein 57-jäh-
riger Patient ohne Termin die Pra-
xis seines langjährigen Psychiaters in
Zürich. Er führte eine Pistole mit sich.
Das Magazin war eingesetzt, die Muni-
tion abgespitzt. Nachdem der Psychia-
ter im Eingangsbereich seines Sprech-
zimmers einen anderen Patienten verab-
schiedet hatte, betrat der 57-Jährige das
Sprechzimmer. Die Pistole soll er mit

ausgestrecktemArm am Griff Richtung
Boden gehalten haben.

Der Patient sagte laut Staatsanwalt
sinngemäss, «dass nun die Sache mit dem
Zeugnis erledigt werde». Der Psychiater
entschied sich «nach sehr kurzer Über-
legungszeit und Abwägen von Alternati-
ven», unverzüglich die Flucht zu ergrei-
fen, wie aus dem schriftlichenAntrag des
Staatsanwalts hervorgeht.Verletzt wurde
niemand. Der Patient wurde noch am
gleichen Tag verhaftet. Seither sitzt er in
Untersuchungs- und Sicherheitshaft, bis
zum Gerichtsprozess insgesamt 323 Tage.

Es wurde ein psychiatrisches Gutach-
ten angefertigt. Der Gutachter diagnos-
tizierte eine schizophrene Störung.Wie
aus der Befragung im Saal des Bezirks-
gerichts Zürich hervorgeht, hatte der
Beschuldigte in der Haft keine psych-
iatrische Betreuung. Medikamente
nehme er auch nicht, erklärt er, ausser
eine Gicht-Prophylaxe. Laut dem Plä-
doyer des Staatsanwalts lehnt der Be-
schuldigte jegliche Hilfe ab.

Seit 21 Jahren in Behandlung

Der 57-jährige Mann war seit 2003 beim
Psychiater in Behandlung. Er war dem
Arzt von seinem damaligenArbeitgeber
zugewiesen worden. Der Suizid seiner
Lebenspartnerin hatte ihn aus der Bahn
geworfen und in eine Depression getrie-
ben. 2006 erhielt der kaufmännischeAn-

gestellte infolgeArbeitsunfähigkeit eine
volle IV-Rente. Laut seiner Verteidige-
rin ist diese Rente für ihn aber unge-
rechtfertigt und demütigend gewesen,
bis zum heutigen Tag.

Vor seinem letzten Besuch mit der
Pistole hatte der Patient dem Arzt ein
Ultimatum gestellt: Er wollte sich von
der IV-Rente lösen und wieder im
Arbeitsmarkt Fuss fassen.Deshalb hatte
er vom Psychiater die Ausstellung eines
Arbeitsfähigkeitszeugnisses verlangt,
mehrfach und immer wieder.Der Psych-
iater kam dem Wunsch «aus fachlicher
Überzeugung» aber nicht nach.

Im Gerichtssaal ist der Beschuldigte
weitgehend geständig,mit einer entschei-
denden Ausnahme. Er habe die Pistole
nur in seinem Rucksack mitgeführt und
nicht in der Hand gehalten, sagt er. Die
entsprechende Darstellung des Psychia-
ters sei falsch. Er habe zu Hause Hand-
fertigkeiten mit der Waffe geübt, diese
dann in den Rucksack gelegt und verges-
sen, dass sie noch darin gelegen habe.

Eine Bewilligung zumMitführen der
Pistole hatte der Mann nicht. Auf die
Frage, wieso der Psychiater falsch aus-
sagen sollte, meint der Beschuldigte,
es könnte sein, dass die IV-Rente «auf
wackligen Füssen» stehe und der Psych-
iater möglicherweise in seiner Fachkom-
petenz infrage gestellt sei.

Weshalb der Psychiater kein Arbeits-
fähigkeitszeugnis ausstellen wollte, habe

er ihm nicht gesagt. Er könne sich auch
keinen Grund vorstellen, so beantwortet
der Beschuldigte die entsprechenden Fra-
gen. Eine psychische Erkrankung stellt
der 57-Jährige inAbrede.Es gehe ihm gut.
Er erklärt sich jedoch mit einer ambulan-
ten Therapie einverstanden. Eine statio-
näre Behandlung sei aber nicht nötig.

Im Wahn gehandelt

Der Staatsanwalt stellt den Antrag auf
eineMassnahme für eine schuldunfähige
Person. Die Straftatbestände der ver-
suchten Nötigung und des Vergehens
gegen das Waffengesetz seien zwar er-
füllt, der Beschuldigte habe aber in
einemWahn gehandelt und könne dafür
nicht mit Sanktionen belegt werde. Es
sei eine ambulanteMassnahme anzuord-
nen. Bis diese aufgegleist werden könne,
sei der Mann aber in Sicherheitshaft zu
behalten. Er leide offensichtlich unter
schweren psychischen Problemen, und
es bestehe die Gefahr von gleichartigen
Straftaten. Allenfalls sei eine stationäre
Einleitung der Massnahme angebracht.
Dem Beschuldigten sei auch ein An-
näherungs-, Kontakt- und Rayonverbot
aufzuerlegen und der Besitz von Stich-
und Schusswaffen zu verbieten. Eine
stationäre Massnahme sei nicht verhält-
nismässig. Der Beschuldigte könne mit
einer geeigneten psychopharmazeuti-
schen Medikation therapiert werden.

Die Verteidigerin sieht nur das Ver-
gehen gegen dasWaffengesetz als erfüllt
an. Eine versuchte Nötigung habe nicht
stattgefunden.Auch sie plädiert für eine
ambulanteMassnahme.EineWeiterfüh-
rung der Sicherheitshaft sei hingegen
nicht nötig.

Das Bezirksgericht Zürich stellt in
seinem Urteil dann fest, dass beide
Straftatbestände erfüllt seien. Die Aus-
sagen des Psychiaters seien glaubwürdi-
ger als jene des Beschuldigten. Es wird
eine ambulanteMassnahme ohne statio-
näre Einleitung angeordnet.Die Sicher-
heitshaft wird verlängert, bis die Thera-
pie angetreten werden kann.

Die Richter telefonierten während
der Beratung mit den zuständigen Be-
hörden. Diese hätten die Auskunft er-
teilt, dass ein Beginn derTherapie innert
zwei bis vier Wochen möglich sei, teilt
die vorsitzende Richterin bei der Ur-
teilseröffnung mit.

Dem Beschuldigten wird verboten,
Stich- und Schusswaffen zu besitzen und
mitzuführen.Er erhält ein Kontakt- und
Rayonverbot undmuss in Zukunft einen
Mindestdistanz von 100Metern zur Pra-
xis des Psychiaters und zum Psychiater
einhalten. Die Pistole wird samt Muni-
tion definitiv eingezogen. Sämtliche
Kosten gehen auf den Staat.

Urteil DG240 073 vom 27. 8. 2024, noch nicht
rechtskräftig.

Erstmals diskutiert der Zürcher Gemeinderat
Vorstösse aus der Jugendkonferenz
Jugendliche zwischen zwölf und fünfzehn Jahren stellen im Parlament ihre Anliegen vor – alle werden überwiesen

FRANCESCA PRADER

Normalerweise befasst sich das Zürcher
Stadtparlament vor allem mit politischen
VorstössenausdeneigenenReihen.Nicht
so am Mittwochabend. Zum ersten Mal
in der 131-jährigen Geschichte des Ge-
meinderats standennämlichVorstösse aus
der ersten Zürcher Jugendkonferenz auf
der Traktandenliste. Konkret wurden sie-
ben Anliegen – beispielsweise zum Um-
gang mit Frühstunden in der Schule, ver-
günstigten ÖV-Billetten und Kulturange-
bote oder Massnahmen gegen Diskri-
minierung an Schulen – diskutiert. Am
Rednerpult standen denn auch bei fast
allen Vorstössen Jugendliche zwischen
zwölf und fünfzehn,um ihre Postulate,die

sie im November dem Parlament über-
geben hatten, gleich selber vorzustellen.

«Mögen Sie die Oper?», fragte bei-
spielsweise Sophie Lutz rhetorisch. Sie
selber wisse nicht, wie sie Oper finde.
«Ich war noch nie in der Oper», sagte die
14-Jährige. Denn die Tickets seien teuer.
Deshalb brauche es Vergünstigungen
für Jugendliche im Kultur- und Freizeit-
bereich. Zudem fehle es an einer Über-
sicht über die bestehendenAngebote.

Mehr offene Turnhallen und unver-
bindliche Sportangebote für Jugendliche,
damit sie neue Sportarten ausprobieren
und Freundschaften schliessen könnten,
forderte die 15-jährigeNoemiWeinmann.
«Wir brauchenOrte,wo wir offline, in der
Realität tolleMomente erleben können.»

Joshua Van de Pol plädierte derweil
für Vergünstigungen für Jugendliche im
öffentlichenVerkehr.«Ichbin14undmuss
meinTrambillett selberbezahlen.»Das sei
nicht ganz einfach, denn «Kinder dürfen
bekanntlich nicht arbeiten».

An die Politik heranführen

Carlo Helbling brachte derweil den
Wunsch nach einem späteren Schul-
beginn und weniger Spätstunden im
Stadtparlament ein. Denn frühmorgens
und am späten Nachmittag falle es
Jugendlichen besonders schwer, sich zu
konzentrieren. «Das ist für uns mühsam,
aber auch für die Lehrpersonen», sagte
der 14-Jährige.

Iqra Khan erinnerte in ihrem Votum
gegenDiskriminierung religiöserMinder-
heiten an den Schulen an die Zunahme
diskriminierenderVorfälle – sowohl anti-
semitische wie auch islamfeindliche. Da-
gegen müsse etwas unternommen wer-
den. «Verharmlosung führt zu Normali-
sierung», sagte die 15-Jährige.

Über die Zukunft der Schweiz ent-
scheiden heute die Erwachsenen.Unter
18-Jährige können in der Politik nicht
mitreden. Erst imApril sagte der Natio-
nalrat Nein zum Stimmrechtsalter 16,
vor zwei Jahren hat die Bevölkerung
des Kantons Zürich eine entsprechende
Vorlage wuchtig abgelehnt. Um diese
Generationen dennoch schon jetzt in die
politischen Entscheidungsprozesse mit
einzubeziehen, gibt es in verschiedenen
Kantonen undGemeinden Jugendparla-
mente.Damit soll auch das Interesse der
Jugend an den politischen Prozessen ge-
fördert werden.Gemäss dem Politmoni-
tor 2023 des Dachverbands Schweizer
Jugendparlamente interessiert sich nur
knapp die Hälfte der 15- bis 25-Jährigen
für die Politik im eigenen Land.

In der Stadt Zürich ist die Förderung
derMitsprachevonJugendlichen seit 2020
in derGemeindeordnung verankert.Eine
formell durchgeführte Versammlung von
mindestens 60 Jugendlichen kann per
Mehrheitsentscheid im Stadtparlament
Vorstösse zur Prüfung einreichen.

Vergangenen Herbst hat in Zürich
erstmals eine städtische Jugendkonferenz
stattgefunden, in deren Rahmen rund
100 Jugendliche zwischen zwölf und acht-
zehn Jahren Vorstösse diskutierten. Die
Konferenz ist Teil des 2022 gestarteten
vierjährigen Pilotprojekts «Euses Züri –
Kinder und Jugendliche reden mit!»,
welches die Stadt mit 400 000 Franken
unterstützt. Durchgeführt wird das Vor-
haben von der kantonalen Kinder- und
Jugendförderung in Kooperation mit
dem Dachverband Schweizer Jugend-
parlamente.

Wird einVorstoss dem Stadtrat über-
wiesen, hat dieser wie bei Postulaten
zwei Jahre Zeit, um dasAnliegen zu prü-
fen. Überwiesen wurden am Mittwoch-
abend alle diskutierten Jugendvorstösse.
Wobei es mitunter knappe Entscheide

mit nur einer Handvoll Stimmen Unter-
schied waren, beispielsweise beim Trak-
tandum für Vergünstigungen für kul-
turelle und Freizeitangebote und Ver-
pflegung für Jugendliche. Bei den bei-
den Postulaten gegen Diskriminierung
an Schulen waren die Verhältnisse klar.

Vor allem beim linken Parteienspek-
trum stiessen die Anliegen der Jugend-
lichenaufoffeneOhren.MitdemWunsch
nach verbilligtenÖV-Tickets würden sie
bei der SP offeneTüren einrennen, sagte
Severin Meier und musste sich danach
vondenBürgerlichenVorwürfe anhören,
die SPmache aus der Parlamentssitzung
eineWerbeveranstaltung.

Kritischere Bürgerliche

Rechts der Mitte zeigten sich die Mit-
glieder des Stadtparlaments, ungeach-
tet der unisono geäusserten Freude am
Engagement der Jugendlichen, kriti-
scher. Immer wieder wurde – insbeson-
dere von der SVP – daran erinnert, dass
Vergünstigungen, ob im öV oder in der
Freizeit, eben nicht gratis seien. Irgend-
jemand, nämlich die Steuerzahler,müsse
am Schluss die Rechnung bezahlen.

Karin Stepinski (die Mitte) betonte,
die zuweilen kritischen Voten seien kei-
neswegs ein Zeichen dafür, dass man
die Jugendlichen nicht ernst nehme. Im
Gegenteil. Eine kritische Debatte gehöre
dazu. Und damit auch, dass man darauf
aufmerksam mache, wenn ein Anliegen
bereits abgedeckt sei: beispielsweise mit
der Kulturlegi. Im Internet finde man die
bestehenden Angebote zudem problem-
los. Tiba Ponnuthurai (SP) konterte, Vo-
ten wie das der Mittepolitikerin erweck-
ten den Eindruck, «dass hier einige ein
bestimmtes Bild von Jugendlichen haben,
aber wenig Kontakt mit ihnen».

Die Jugendlichen waren zufrieden,
dass ihre Anliegen dem Stadtrat über-
wiesen wurden. «Es freut mich, dass ich
mithelfen kann,die Stadt, in der ich schon
mein ganzes Leben wohne, mitzugestal-
ten», sagte Joshua Van de Pol. Die lange
Debatte und die teilweise merkwürdigen
Ansichten hätten ihn aber überrascht.
Trotzdem schliesse er nicht aus, sich der-
einst für eine Partei zu engagieren.

«Wir brauchen Orte, wo wir offline, in der Realität tolle Momente erleben können», so begründete eine 15-Jährige denVorstoss für
offene Turnhallen. GAËTAN BALLY / KEYSTONE
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Velo-Demo während Rad-WM lässt Zürich ächzen
Die Sicherheitsvorsteherin bewilligt den Anlass trotz Bedenken

MICHAEL VON LEDEBUR,
FABIAN BAUMGARTNER

Am Sonntag wird die Rad-Welt gebannt
nach Zürich schauen. Denn am 22. Sep-
tember findet dort der erste Höhepunkt
der diesjährigen Weltmeisterschaft statt:
das Einzelzeitfahren. Hunderttausende
Rad-Fans werden erwartet, viele von
ihnen aus den Niederlanden und Bel-
gien, wo der Radsport einen hohen Stel-
lenwert geniesst. Am Mittag starten die
Frauen, knapp drei Stunden später die
Männer. Start ist in Zürich-Oerlikon,
Wendepunkt in Oetwil am See. Das Ziel
befindet sich am Sechseläutenplatz.

Eines ist klar:Einschränkungen für den
Verkehr wird es geben,und das wohl nicht
zu knapp. Im Seefeld ist die Bellerive-
strasse gesperrt. Die Auswirkungen wer-
den allerdings auch weit über die Stadt
hinaus spürbar sein. So dürfte sich der
Durchgangsverkehr bereits bei Reichen-
burg,Kanton Schwyz,von der rechten auf
die linke Seeseite verlagern.DieVerkehrs-
wege dürften allgemein überlastet sein.
Und doch hat die Stadtzürcher Sicher-
heitsvorsteherin Karin Rykart (Grüne)
entschieden, an diesem Tag auch noch
eine Velo-Demo zu bewilligen.

An Sonntagen nicht – eigentlich

Die Demonstration läuft unter dem Motto
«Vision Zero für Züri – Mobilität nicht auf
Kosten von Menschenleben!» Organisiert
wird sie von Pro Velo Kanton Zürich, den
«Velo Mänsche Züri» und den Grünen.
Anlass ist der internationale autofreieTag.
Die Demo ist auf 14 Uhr angesetzt – also
genau auf dann, wenn die Einzelzeitfah-
ren stattfinden. Gestartet wird auf dem
Helvetiaplatz im Zürcher Kreis 4.

Dem Vernehmen nach hatten die
Velo-Aktivisten erst eine Routenwahl
vorgeschlagen,die den Rennstrecken der
Velo-WM in die Quere gekommen wäre.
Deshalb ging es lange, bis die Bewilli-
gung vorlag. Auf ihrer Homepage hat-
ten die Organisatoren den Anlass schon
vor Wochen angekündigt, und zwar als
bewilligten Event – offensichtlich etwas
vorschnell.Nun liegt die Bewilligung tat-
sächlich vor. Dass sie erteilt wurde, ist
aussergewöhnlich. Denn eigentlich dür-
fen an Sonntagen gar keine Demons-
trationen stattfinden. Im Reglement

der Stadt Zürich über die Benutzung
des öffentlichen Grunds heisst es: «An
öffentlichen Ruhetagen, mit Ausnahme
des 1. Mai und des 1. August, steht der
öffentliche Grund für politische Zwecke
nicht zur Verfügung.»

Rykart hat also eine Ausnahmerege-
lung verfügt. Dies kann sie gemäss dem
Reglement bei «aktuellen Ereignissen»
tun. Die Regelung hat den Sinn, dass
Demonstrationen möglich sein sollten,
wenn eine Gruppierung ihre Ansicht
unmittelbar äussern wollen. Ein typi-
sches Beispiel sind Protestkundgebun-
gen nach Wahl- oder Abstimmungs-
sonntagen. Ob die Rad-WM allerdings
in die Kategorie «aktuelle Ereignisse»
fällt, bleibt zumindest zweifelhaft. Wes-
halb wird die Demo bewilligt – zu einem
Zeitpunkt, da das Verkehrssystem ohne-
hin am Anschlag sein wird?

Auf Anfrage begründet dies Mathias
Ninck, Sprecher des Sicherheitsdeparte-
ments, so: «Es ist machbar. Wir haben
eine Route bewilligt, die weit weg ist von
der Innenstadt und den Verkehr auch
sonst nicht zu sehr tangiert.» Der Ter-
min sei gesetzt, da es sich beim 22. Sep-
tember um einen seit Jahren wiederkeh-
renden Event zum internationalen auto-
freien Tag handle.

FDP-Gemeinderätin Martina Zür-
cher, Mitglied der Verkehrskommission,
kann mit der Begründung der Stadt we-
nig anfangen.Sie sagt:«Es ist eine Sonder-
behandlung der eigenen Klientel durch die
grüne Sicherheitsvorsteherin.» Ohnehin
könne man sich fragen,ob man ausgerech-
net während der WM fürs Velo demons-
trieren müsse.«Das wäre vergleichbar mit
einer Demo für mehr Partys während der
Street Parade.» Nur in einem Punkt kann

Zürcher dem Ganzen etwas Positives ab-
gewinnen:«Wenigstens das Gewerbe wird
am Sonntag nicht belastet.»

Kein Pardon bei Critical Mass

Fast wäre es noch dicker gekommen. Die
nun bewilligte Velo-Demo ist nämlich
nicht die einzige, die während der Rad-
WM geplant war. Bloss fünf Tage nach
der «Vision Zero» hätte am letzten Frei-
tag des Monats auch die «Critical Mass»
stattfinden sollen, die monatliche Velo-
Protestaktion, die immer wieder zu Ver-
kehrsblockaden führt.Doch hier bleibt die
Stadt hart:Karin Rykart hat für dieVeran-
staltung keine Bewilligung erteilt, jeden-
falls nicht an dem von den Organisatoren
gewünschten Datum.Das Gesuch der Cri-
tical-Mass-Organisatoren für den 27. Sep-
tember sei erst gerade bei der Stadt einge-

gangen,sagt Mathias Ninck.Dieses werde
die Stadt jedoch nicht während der Rad-
WM bewilligen,es werde ein Ersatzdatum
gesucht. Ninck sagt, man könne die Teil-
nehmer der Critical Mass nicht während
der Rad-WM in der Innenstadt auffah-
ren lassen.«Dass das nicht funktioniert, ist
selbsterklärend. Deshalb hat die Sicher-
heitsvorsteherin das Gesuch an diesem
Datum abgelehnt.»

Tatsächlich hätte die Critical Mass
wohl zu einer massiven zusätzlichen Be-
lastung für das Verkehrssystem geführt.
Denn sie hätte in jener Phase der Velo-
WM stattgefunden, in der die Einschrän-
kungen für denVerkehr am grössten sind.
Ab dem Mittwoch, dem 25. September,
werden das Seefeld und Teile der Innen-
stadt wegen der Rennen abgeriegelt
sein. Zwar hätten die Strassensperrun-
gen jeweils um 19 Uhr geendet, und die
Critical Mass hätte später stattgefunden.
Aber Nachwirkungen auf das Verkehrs-
system in Form von Staus undVerspätun-
gen beim öV wären trotzdem zu erwarten
gewesen, und zwar in der ganzen Stadt.

Eine von zwei Velo-Demos findet
aber statt, und damit nicht genug. Der
Zürcher Bevölkerung steht während der
Rad-WM noch ein dritter vergleichbarer
Anlass bevor. In diesem Fall betrifft es
nicht die Stadt, sondern die Seegemein-
den, die die Einschränkungen der Velo-
WM ebenfalls stark spüren.Am Sonntag,
29. September, findet am rechten See-
ufer nämlich der Anlass «slowUp Zü-
richsee» statt. Auf 27 Kilometern hät-
ten dabei alle auf Velos, Inline-Skates
oder Kickboards «freie Bahn entlang
des rechten Zürichseeufers», schreiben
die Organisatoren. Das heisst für Auto-
mobilisten: nochmals Strassensperrun-
gen, dieses Mal von 9 bis 18 Uhr.

Dabei ist der fragliche Tag auch der
letzte der Velo-WM. Mit dem Herren-
Strassenrennen steht dann ein weite-
rer sportlicher Höhepunkt auf dem Pro-
gramm, erneut mit Hunderttausenden
Zuschauern und Einschränkungen für
den Verkehr. Am gleichen Tag wird zwi-
schen Rapperswil und der Region Mei-
len derAutoverkehr ausgesperrt.Erst am
Montag, 30. September, sollte verkehrs-
mässig alles wieder in gewohnten Bahnen
verlaufen. Bis dahin hat das Velo Stadt
und Kanton Zürich fest im Griff.

Weiterer Bericht, Seite 15

Kein Platz für die «Critical Mass»: Die Kundgebung, die keine sein will, kann während der Rad-WM nicht stattfinden.Dafür erhält
eine andere Velo-Demo eine Bewilligung. SIMON TANNER / NZZ

Das Geheimnis um die Kosten
des Zürcher «Pottwals» ist gelüftet
Wie die aufsehenerregende Installation vom August im Vergleich mit dem Hafenkran oder dem Nagelhaus abschneidet

MARIUS HUBER

In Zukunft werden sich Historiker ein-
mal am Kopf kratzen, wenn sie über
Artikel 43b der Zürcher Bauordnung
stolpern. Denn da steht ausdrücklich,
dass in der Zürcher Innenstadt keine
Hafeninfrastruktur aufgestellt wer-
den darf – «insbesondere Hafenkräne,
Hafenpoller und Schiffshörner».

Hafeninfrastruktur?
Der Artikel geht auf eine Initiative

der SVP zurück, die für alle Zeiten ver-
hindern wollte, dass sich ein Kunstpro-
jekt wie «Zürich Transit Maritim» wie-
derholt. Unter diesem Titel wurde 2014
ein ausrangierter Hafenkran aus Ro-
stock ans Ufer der Limmat gestellt. Die
Aktion belastete die Stadtkasse mit
600 000 Franken. Aus Sicht der zahlrei-
chen Kritiker hat sich der links domi-
nierte Stadtrat damit auf Kosten der
Steuerzahler selbst ein Denkmal für
seine Weltoffenheit gesetzt.

Ein Fall für einen Artikel 43c

Hätte die SVP antizipiert, dass Kunst
von der Variation ähnlicher Themen
lebt, hätte sie wohl zusätzlich einen Arti-
kel 43c in die Bauordnung schreiben las-
sen: Verboten sind Attrappen gestran-
deter Wale und anderer Meeressäuger

am Seeufer. Denn eine solche Kunst-
installation hat im vergangenen August
viel Aufmerksamkeit auf sich gezogen
und eine Diskussion ausgelöst, die Er-
innerungen an die Hafenkran-Debatte
weckte.

Denn die täuschend echte Plas-
tik eines verendeten Pottwals – Ver-
wesungsgeruch inklusive – war zum Teil
mit öffentlichen Mitteln finanziert wor-
den und transportierte eine politische
Botschaft, die sich laut der SVP einmal
mehr im links-aktivistischen Spektrum
verorten lässt. Nämlich, dass man zum
Schutz der Meere seinen Konsum über-
denken solle.

Für zusätzliche Skepsis sorgte der
Umstand, dass seitens der Stadt ein Ge-
heimnis daraus gemacht wurde, wie viel
Steuergeld die dreitägige Aktion gekos-
tet hatte. Die Verantwortlichen des Zür-
cher Theaterspektakels, das den Pottwal
in die Stadt geholt hatte, sagten nur vage,
es handle sich um eines ihrer «kosten-
günstigeren Projekte».

Erst jetzt, einen Monat danach, lässt
sich diese Aussage in einen konkreten
Betrag übersetzen. Nachdem die NZZ,
gestützt auf das Öffentlichkeitsgesetz,
die entsprechenden Unterlagen ver-
langt hatte, teilte die Stadt mit, dass die
Aktion insgesamt 55 000 Franken ge-
kostet habe. Weil das Budget des Thea-

terspektakels zu 60 Prozent mit öffent-
lichen Mitteln gedeckt wird, vor allem
solchen der Stadt, beläuft sich der Anteil
der Allgemeinheit an diesem Betrag auf
33 000 Franken.

In vielen Städten zu Besuch

Der Pottwal ist damit deutlich günstiger
als seinerzeit der Hafenkran. Er kos-
tet auch nur ein Drittel einer öffentlich
finanzierten Kunstaktion, die in Schaff-
hausen gerade einigen Unmut ausge-
löst hat. Dort zahlte der Stadtrat zwei
Performancekünstlern 100 000 Franken
für eine Aktion, in deren Rahmen unter
anderem fünf Sitzbänke mit einer Ket-
tensäge zerkleinert worden sind.

Viel teurer als der Wal war schliess-
lich auch jenes Projekt, das in Zürich
eine Initialzündung für die bis heute
schwelende Debatte über die Ausgaben
von Kunst im öffentlichen Raum war:
Im Herbst 2010 sprach sich an der Urne
eine Mehrheit der Stimmberechtigten
dagegen aus, für 5,9 Millionen Franken
ein sogenanntes Nagelhaus am Escher-
Wyss-Platz unter der Hardbrücke zu
bauen. Ein Erfolg für die SVP, die das
Referendum dagegen ergriffen hatte.

Funktional hätte das Nagelhaus
einen simplen Zweck gehabt, der die
Kosten kaum rechtfertigte: ein Kiosk,

eine öffentliche Toilette. Formal aber
war der Anspruch weit höher. Das Ge-
bäude war als Zitat eines Hauses in der
chinesischen Stadt Chongqing gedacht,
das mitten in einer Grossbaustelle ste-
hen geblieben war, weil sich die Besit-
zer gegen den Abriss wehrten. Ein inter-
nationales Architektenteam wollte die-
ses Motiv nach Zürich verpflanzen, um
auf die Widersprüche moderner Urba-
nität aufmerksam zu machen. Zu teuer,
lautete das Verdikt an der Urne.

Vierzehn Jahre danach, im Fall des
Pottwals, geht es um viel weniger Geld –
entsprechend sonderbar mutet die Ge-
heimniskrämerei um den konkreten Be-
trag an. Der Grund dafür liegt angeblich
bei den Künstlern, deren Werk die Plas-
tik ist: Die belgische Gruppe Captain
Boomer, die mit dem Wal schon in zahl-
reichen anderen Städten zu Besuch war,
fürchtete um ihre Geschäftsgeheimnisse.

Die Künstler bekamen in Zürich
30 000 Franken Gage, wobei in diesem
Preis auch der Transport der Plastik aus
Belgien und zurück sowie die dreitägige
Performance von sieben Personen ent-
halten sind – fiktive Wissenschafter be-
schäftigten sich rund um die Uhr mit
dem Wal. 25 000 Franken kamen für
Reise, Übernachtung und Spesen der
Künstlergruppe sowie für Posten wie
den Sicherheitsdienst hinzu.

Urteil im
Käfig-Fall vertagt
Menschenhandel
im Bezirk Andelfingen

jhu. · Der Fall hat für Aufsehen ge-
sorgt. Im beschaulichen Zürcher Wein-
land haben ein 46-jähriger IT-Fachmann
und seine 14 Jahre jüngere Ehefrau zwei
Hausangestellte in kleinen Käfigen gehal-
ten und teilweise auch gefesselt. Und dies
bei einem Monatslohn von 800 Franken.

Der Mann war die treibende Kraft
und lockte die jungen Ausländerinnen
mit einem perfiden Lügengebilde in die
Falle. Der Hausherr nahm den beiden
ihre Dokumente und das Mobiltelefon
ab. Er machte ihnen rigide Vorschriften
und überwachte sie per Video. Dabei be-
friedigte er seine sadistischen Phantasien.

Am Dienstag und Mittwoch standen
die Eheleute vor dem Bezirksgericht in
Andelfingen.Er ist geständig,seinVertei-
diger und die Staatsanwaltschaft haben
sich bereits auf einen Deal geeinigt:
Der Mann soll eine teilbedingte Frei-
heitsstrafe von 36 Monaten erhalten –
neun Monate müsste er absitzen. Das
Gericht muss dies aber noch bewilligen.

Die Ehefrau soll als Gehilfin zur Frei-
heitsberaubung der Frauen beigetragen
haben. Sie ist nicht geständig. Sie sagt,
sie habe ihrem Mann vertraut und sei
manipuliert worden. Der aus Ostasien
stammenden Frau droht eine Freiheits-
strafe von zehn Monaten sowie ein Lan-
desverweis von fünf Jahren. Das für
Mittwoch erwartete Urteil wurde auf
kommende Woche vertagt.


